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Aktuelle Situation 

In Bayern hat sich die Biogasbranche zu einem wesentlichen Wirtschaftszweig entwi-
ckelt. Aktuell stehen 2.737 Biogasanlagen in Bayern mit einer installierten Leistung von 
1.472 MW und ersetzen damit ein Großkraftwerk in der Größenordnung des stillgeleg-
ten Kernkraftwerks Isar 2. Diese Anlagen erzeugen dezentral Strom und Wärme in KVVK-
Anlagen und tragen somit zur Stabilisierung der Stromversorgung Bayerns bei. Etwa 8% 
des Stromverbrauchs in Bayern kann über die meist im landwirtschaftlichen Kontext be-
triebenen Anlagen gedeckt werden. Neben den etwa 7 TVVh Strom stellt die Biogasbran-
che 4 TWh Wärme im ländlichen Raum zur Verfügung. Den knapp 1,5 GW installierter 
Leistung steht eine Bemessungsleistung von rund 0,8 GW zur Verfügung, d. h. im Schnitt 
des Jahres speisen bayerische Biogasanlagen mit 0,8 GW ins Netz ein. Das bedeutet 
gleichzeitig, dass die Biogasanlagen 1,8-fach „überbaut" sind, d. h. mehr Leistung instal-
liert haben, die in Zeiten mit knapper Verfügbarkeit von Strom aktiviert werden können, 
während in Zeiten mit Stromüberfluss (z. B. PV-Spitze am Mittag) kein Strom produziert 
wird und das Biogas zwischengespeichert wird. 

In Bayern befinden sich zudem 23 Biomethanaufbereitungsanlagen mit einer Aufberei-
tungskapazität von 25.000 Nm3  Biomethan je Stunde. Alles in allem wurden seit 2005 
72 Mrd. € durch die Biogasbranche in Bayern investiert. Allein im Jahr 2024 beträgt der 
Umsatz 2,5 Mrd. €. All diese Investitionen werden im ländlichen Raum getätigt und stärken 
die dortigen Wirtschaftsakteure (Landwirte, Anlagenbauer, Handwerker, Steuerberater, 
Landmaschinenhersteller, ...). Nicht zuletzt profitieren davon auch die Kommunen über die 
eingenommenen Steuern. 
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Biogas bietet: 

A Zuverlässige und bedarfsgerechte Stromproduktion 

7 Sichere und preiswerte Wärme 

7 Kostengünstiger Beitrag zur Kraftwerksstrategie (12 GW in 2030, 24 GW in 2040) 

71 Geringere Abhängigkeit von Erdgasimporten 

71 Wertschöpfung und Arbeitsplätze im ländlichen Raum 

71 Einsparung von mehr als 21 Mio. Tonnen Treibhausgasemissionen pro Jahr 

bundesweit in den Bereichen Strom, Wärme, Kraftstoff und Landwirtschaft 

71 Synergien zwischen Klima- und Artenschutz durch Blühpflanzen 

71  Verwertung von Reststoffen & Kreislaufwirtschaft 

71 Bereitstellung von klimaneutralem CO2  und Negativemissionen 

Die Ausschreibungen, an denen sich überwiegend Bestandsanlagen beteiligen, waren im Jahr 2023 und 

2024 massiv überzeichnet. Zwei von drei Anlagen bekommen deshalb keine Fortführungsmöglichkeit. Da-

durch droht ein massiver Rückbau, auch der zugehörigen Wärmenetze. Im Rahmen der Haushaltseinigung 

des Bundes wurde die Bedeutung von Biogas als Flexibilitätsoption im Strombereich nochmal herausge-

stellt. Damit diese Kapazität nicht verloren geht, ist eine kurzfristige Anpassung des Ausschreibungsdesigns 

nötig, um einen wirtschaftlichen Weiterbetrieb und eine Weiterentwicklung der Anlagen auf künftige Anfor-

derungen sicherzustellen. 

Forderungen Bayerns, der Landwirtschaft, 
des Bayerischen Bauernverbands, 
der bayerischen Biogaswirtschaft 

Wir fordern: 

Erstens: Passende Rahmenbedingungen im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 

für einen wirtschaftlichen Anlagenbetrieb sowie neue Investitionen und Anlagen-

konzepte 

In diesem Jahr muss die Bundesregierung folgende Änderungen vornehmen (weitere Maßnahmen wären 

zielführend): 

1. Biomasse-Ausschreibungsvolumen mindestens auf 1200 MW anheben: Das reguläre Ausschrei-

bungsvolumen darf nicht reduziert, sondern muss mindestens auf 1200 MW erhöht werden. Die Umwid-

mung des nicht genutzten Ausschreibungsvolumens aus den Biomethanausschreibungen ist nicht aus-

reichend. 

2. Flexibilitätszuschlag auf 120 €/kW anheben: Der Flexibilitätszuschlag für Biomasse- und Biomethan-

anlagen sollte auf 120 €/kW erhöht werden, um den weiteren notwendigen Zubau von Flexibilität zu 

ermöglichen. Der Flexzuschlag von 60 €/kW reicht nicht aus, um die Investitionen in Flexibilität abzu-

decken. Die Erhöhung sollte auch für Anlagen gelten, die bereits den Zuschlag erhalten haben. 
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3. Vorhandene Potentiale nutzen und Klimaschutz sowie Ökologie stärken: Es sollte ein neu-
er Zuschlag (Klima- / Ökozuschlag) für die Vergärung von Gülle und ökologisch besonders wertvollen 
Substraten eingeführt werden. Dies ist insbesondere für Bayern wichtig, um den kleineren Strukturen 

eine ausreichende Wirtschaftlichkeit in der Ausschreibung zu ermöglichen. 

4. Biomethan für Speicher und Wärme nutzen: Anhebung der Volllaststunden in den Biomethan-

Ausschreibungen auf das Niveau des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (2.500 VoIllaststunden) sowie 
Öffnung der Biomethan-BHKVV- Ausschreibung für bestehende Biomethan-BHKVV. 

Zweitens: Bürokratie abbauen und regulatorische Hemmnisse beseitigen bzw. die 
Einführung neuer Hemmnisse vermeiden 

1. Praxisgerechte Umsetzung der novellierten Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED 3) in deutsches 
Recht, insbesondere bei den Nachhaltigkeitsverordnungen: Der Spielraum bei der Umsetzung durch die 
Länder für die Einführung der neuen Treibhausgasminderungsanforderungen sollte voll genutzt werden, 
damit bestehende kleine Anlagen erst ab 2031 in die Umsetzung einbezogen werden, wenn ausreichend 

Gutachter vorhanden sind und die Verfahren durch EU-seitige Änderungen (Unionsdatenbank) erprobt 
sind. 

2. Praxisgerechte Ausgestaltung der bestehenden Biomasse-Stromnachhaltigkeitsverordnung: Das Zertifi-
zierungsverfahren sollte entschlackt und mit mehr Standardwerten für alternative Einsatzstoffe verse-
hen werden; Sanktionierungen (hier im EEG) sollten verhältnismäßig sein. 

3. Überarbeitung von Schwellenwerten in diversen Gesetzen und Verordnungen (StörfalIVO, BlmSch-
Recht, Energie- und Stromsteuerrecht, NachV), die eine flexibilisierte Anlage benachteiligen. 
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